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Leitende Grundsätze 
§ 2. Die leitenden Grundsätze für die Universitäten bei der Erfüllung ihrer 

Aufgaben sind: 
1. … 12. … 

Leitende Grundsätze 
§ 2. Die leitenden Grundsätze für die Universitäten bei der Erfüllung ihrer 

Aufgaben sind: 
1. … 12. … 
13. Vereinbarkeit von Studium oder Beruf mit Betreuungspflichten für Kin-

der und pflegebedürftige Angehörige.
Rechtsaufsicht 

§ 9. Die Universitäten, die von ihnen gemäß § 10 gegründeten Gesellschaf-
ten, Stiftungen und Vereine sowie jene Gesellschaften, deren Geschäftsanteile die 
Universität mittelbar oder unmittelbar zu mehr als 50 vH hält, unterliegen der 
Aufsicht des Bundes. Diese umfasst die Aufsicht über die Einhaltung der Gesetze 
und Verordnungen einschließlich der Satzung (Rechtsaufsicht).

Rechtsaufsicht 
§ 9. Die Universitäten, die von ihnen gemäß § 10 Abs. 1 gegründeten Gesell-

schaften, Stiftungen und Vereine sowie jene Gesellschaften, deren Geschäftsantei-
le die Universität mittelbar oder unmittelbar zu mehr als 50 vH hält, unterliegen 
der Aufsicht des Bundes. Diese umfasst die Aufsicht über die Einhaltung der Ge-
setze und Verordnungen einschließlich der Satzung (Rechtsaufsicht).

Gesellschaften, Stiftungen, Vereine 
§ 10. Jede Universität ist berechtigt, Gesellschaften, Stiftungen und Vereine 

zu gründen sowie sich an Gesellschaften zu beteiligen und Mitglied in Vereinen zu 
sein, sofern diese Gründung, Beteiligung oder Mitgliedschaft der Erfüllung der 
Aufgaben der Universität dient und insbesondere die Forschung (Entwicklung und 
Erschließung der Künste) und die Lehre dadurch nicht beeinträchtigt werden. 

Gesellschaften, Stiftungen, Vereine 
§ 10. (1) Jede Universität ist berechtigt, Gesellschaften, Stiftungen und Ver-

eine zu gründen sowie sich an Gesellschaften zu beteiligen und Mitglied in Verei-
nen zu sein, sofern diese Gründung, Beteiligung oder Mitgliedschaft der Erfüllung 
der Aufgaben der Universität dient und insbesondere die Forschung (Entwicklung 
und Erschließung der Künste) und die Lehre dadurch nicht beeinträchtigt werden. 

(2) Jede Universität ist überdies berechtigt, sonstige Vermögenswerte – unbe-
schadet §§ 26 und 27 – insbesondere auch in Form von Spenden, Schenkungen 
und Sponsoring einzuwerben.

Zugangsregelungen in besonders stark nachgefragten Studien 
§ 14h. (1) … (7) … 

Zugangsregelungen in besonders stark nachgefragten Studien 
§ 14h. (1) … (7) … 
(8) In den von den Studienfeldern gemäß Abs. 2 umfassten Studien ist eine 

Studieneingangs- und Orientierungsphase gemäß § 66 Abs. 1, 1a und 1b als Teil 
des betreffenden Studiums einzurichten. Erfolgt die Auswahl der Studierenden bis 
längstens ein Semester nach der Zulassung, ist § 66 Abs. 1, 1a und 1b mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass das Auswahlverfahren Teil der Studieneingangs- und 
Orientierungsphase ist.
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3. Unterabschnitt 

Gebarung und Rechnungswesen 
Gebarung 

§ 15. (1) … (5) … 
(6) Die Gebarung der Universitäten, der von ihnen gemäß § 10 gegründeten 

Gesellschaften, Stiftungen und Vereine sowie die Gebarung jener Gesellschaften, 
deren Geschäftsanteile die Universität mittelbar oder unmittelbar zu mehr als 
50 vH hält, unterliegt der Prüfung durch den Rechnungshof. 

(7) …

3. Unterabschnitt 

Gebarung und Rechnungswesen 
Gebarung 

§ 15. (1) … (5) … 
(6) Die Gebarung der Universitäten, der von ihnen gemäß § 10 Abs. 1 ge-

gründeten Gesellschaften, Stiftungen und Vereine sowie die Gebarung jener Ge-
sellschaften, deren Geschäftsanteile die Universität mittelbar oder unmittelbar zu 
mehr als 50 vH hält, unterliegt der Prüfung durch den Rechnungshof. 

(7) … 

2. Abschnitt 

Leitung und innerer Aufbau der Universität 

1. Unterabschnitt 

Bestimmungen für alle Universitäten 
Satzung 

§ 19. (1) … 
(2) In der Satzung sind insbesondere folgende Angelegenheiten zu regeln: 
1. …. 5. 
6. Frauenförderungsplan; das Recht auf Vorschlag des Frauenförderungspla-

nes an das Rektorat sowie auf Vorschlag einer Änderung des Frauenförderungs-
planes an das Rektorat steht dem Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen zu 
(§ 44); 

7. … 9. … 
(3) …

2. Abschnitt 

Leitung und innerer Aufbau der Universität 

1. Unterabschnitt 

Bestimmungen für alle Universitäten 
Satzung 

§ 19. (1) … 
(2) In der Satzung sind insbesondere folgende Angelegenheiten zu regeln: 
1. …. 5. 
6. Frauenförderungsplan und Gleichstellungsplan (§20b); 
7. … 9. … 
(3) … 

Satzung 
§ 19. (1) … 
(2) In der Satzung sind insbesondere folgende Angelegenheiten zu regeln: 
… 
(3) …

Satzung 
§ 19. (1) … 
(2) In der Satzung sind insbesondere folgende Angelegenheiten zu regeln: 
… 
(2a) In die Satzung können insbesondere auch Bestimmungen betreffend 
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Maßnahmen bei Plagiaten oder anderem Vortäuschen von wissenschaftlichen 
Leistungen im Rahmen von schriftlichen Seminar- und Prüfungsarbeiten, Ba-
chelorarbeiten, Diplom- und Masterarbeiten, künstlerischen Diplom- und Master-
arbeiten sowie Dissertationen aufgenommen werden. Darüber hinaus kann das 
Rektorat über einen allfälligen Ausschluss vom Studium von höchstens zwei Se-
mestern bei schwerwiegendem und vorsätzlichem Plagiieren oder schwerwiegen-
dem und vorsätzlichem anderen Vortäuschen von wissenschaftlichen Leistungen 
im Rahmen von Abschlussarbeiten (Bachelorarbeiten, Diplom- und Masterarbei-
ten, künstlerische Diplom- und Masterarbeiten und Dissertationen) mit Bescheid 
entscheiden. 

(3) … 
Leitung und innere Organisation 

§ 20. (1) … (4) … 
(5) Zur Leiterin oder zum Leiter einer Organisationseinheit mit Forschungs- 

und Lehraufgaben oder Aufgaben der Entwicklung und Erschließung der Künste 
und der Lehre der Kunst ist vom Rektorat auf Vorschlag der Universitätsprofesso-
rinnen und Universitätsprofessoren der betreffenden Organisationseinheit eine 
entsprechend qualifizierte Person mit einem aufrechten Dienst- oder Arbeitsver-
hältnis zur Universität zu bestellen. Diese Leiterinnen und Leiter haben mit den 
der betreffenden Organisationseinheit zugeordneten Angehörigen der Universität 
Zielvereinbarungen über die Leistungen in Forschung oder Entwicklung und Er-
schließung der Künste sowie in der Lehre abzuschließen, die von diesen Angehö-
rigen zu erbringen sind. Dabei ist auf die Freiheit der Wissenschaft und der Künste 
und auf einen entsprechenden Freiraum der einzelnen Wissenschafterinnen und 
Wissenschafter sowie Künstlerinnen und Künstler in der Forschung oder bei der 
Entwicklung und Erschließung der Künste sowie in der Lehre Bedacht zu nehmen. 
Nähere Bestimmungen sind in der Satzung festzulegen. 

(5a) … (7) … 

Leitung und innere Organisation 
§ 20. (1) … (4) … 
(5) Zur Leiterin oder zum Leiter einer Organisationseinheit mit Forschungs- 

und Lehraufgaben oder Aufgaben der Entwicklung und Erschließung der Künste 
und der Lehre der Kunst ist vom Rektorat auf Vorschlag der Universitätsprofesso-
rinnen und Universitätsprofessoren der betreffenden Organisationseinheit eine 
entsprechend qualifizierte Person mit einem aufrechten Dienstverhältnis zum 
Bund, die der Universität zur Dienstleistung zugewiesen ist, oder einem aufrechten 
Arbeitsverhältnis zur Universität zu bestellen. Diese Leiterinnen und Leiter haben 
mit den der betreffenden Organisationseinheit zugeordneten Angehörigen der 
Universität Zielvereinbarungen über die Leistungen in Forschung oder Entwick-
lung und Erschließung der Künste sowie in der Lehre abzuschließen, die von die-
sen Angehörigen zu erbringen sind. Dabei ist auf die Freiheit der Wissenschaft 
und der Künste und auf einen entsprechenden Freiraum der einzelnen Wissen-
schafterinnen und Wissenschafter sowie Künstlerinnen und Künstler in der For-
schung oder bei der Entwicklung und Erschließung der Künste sowie in der Lehre 
Bedacht zu nehmen. Nähere Bestimmungen sind in der Satzung festzulegen. 

(5a) … (7) …
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 Geschlechtergerechte Zusammensetzung von Kollegialorganen 
§ 20a. (1) § 20a gilt für alle gemäß diesem Bundesgesetz sowie durch den 

Organisationsplan und die Satzung der Universität eingerichteten Kollegialorgane, 
sofern in diesem Bundesgesetz nichts anderes bestimmt ist. Prüfungskommissio-
nen sind von der Anwendung dieser Bestimmung ausgenommen. 

(2) Jedem Kollegialorgan gemäß Abs. 1 haben mindestens 50 vH Frauen an-
zugehören. Bei Kollegialorganen mit einer ungeraden Anzahl von Mitgliedern 
erfolgt die Berechnung, indem die Anzahl der Mitglieder rechnerisch um ein Mit-
glied zu reduzieren ist und der erforderliche Frauenanteil von dieser Anzahl zu 
bestimmen ist. 

(3) Sowohl der Senat als auch die Bundesregierung haben bei der Wahl bzw. 
Bestellung der Mitglieder des Universitätsrats Abs. 2 zu beachten. 

(4) Die Erstellung der Liste der Kandidatinnen und Kandidaten als Teil der 
Wahlvorschläge für die zu wählenden Vertreterinnen und Vertreter der Gruppen 
gemäß § 25 Abs. 4 Z 1, 2 und 3 hat  so zu erfolgen, dass mindestens 50 vH Frauen 
an wählbarer Stelle zu reihen sind. Dies gilt auch für die zu wählenden Ersatzmit-
glieder. Abs. 2 zweiter Satz ist anzuwenden. Erhebt der Arbeitskreis für Gleichbe-
handlungsfragen keine Einreden der Mangelhaftigkeit der Wahlvorschläge gemäß 
§ 42 Abs. 8d,  gilt der auf Grund dieser Wahlvorschläge gewählte Senat jedenfalls 
im Hinblick auf Abs. 2 als richtig zusammengesetzt. 

Frauenförderungsplan und Gleichstellungsplan 
§ 20b. (1) Der Frauenförderungsplan und der Gleichstellungsplan sind Teil 

der Satzung (§ 19 Abs. 2 Z 6). Das Recht auf Vorschlag des Frauenförderungspla-
nes und des Gleichstellungsplans sowie das Recht auf Vorschlag einer Änderung 
des Frauenförderungsplanes und des Gleichstellungsplanes an das Rektorat stehen 
dem Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen zu (§ 44). Ein Abgehen vom Vor-
schlag des Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen durch das Rektorat ist nur 
mit einer entsprechenden Begründung an den Arbeitskreis für Gleichbehandlungs-
fragen möglich. Über den Frauenförderungsplan und der Gleichstellungsplan ist 
innerhalb von sechs Monaten ab Vorlage des Vorschlages des Rektorats vom Se-
nat ein Beschluss zu fassen. 

(2) Der Frauenförderungsplan und der Gleichstellungsplan dienen der Umset-
zung der verfassungsrechtlichen Vorgaben zur tatsächlichen Gleichstellung gemäß 
Art. 7 Abs. 2 und 3 B-VG sowie des Bundesgesetzes über die Gleichbehandlung 
im Bereich des Bundes (B-GlBG), im Hinblick auf die Universitäten und die Best-
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immungen dieses Bundesgesetzes zur Gleichstellung und Gleichbehandlung von 
Frauen und Männern. Zusätzlich zum Frauenförderungsplan gemäß § 11a B-GlBG 
sind in einem eigenen Gleichstellungsplan insbesondere die Bereiche Vereinbar-
keit (§ 2 Z 13) sowie Antidiskriminierung (2. Hauptstück des I. Teils B-GlBG) zu 
regeln.
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Universitätsrat 
§ 21. (1) Der Universitätsrat hat folgende Aufgaben: 
1. … 12. … 
13. Jährliche Berichtspflicht sowie unverzügliche Berichtspflicht bei 

schwerwiegenden Rechtsverstößen von Universitätsorganen sowie bei Gefahr ei-
nes schweren wirtschaftlichen Schadens an die Bundesministerin oder den Bun-
desminister; der jährliche Bericht hat einen Bericht über die Maßnahmen des Ar-
beitskreises für Gleichbehandlungsfragen im Zusammenhang mit der geschlech-
tergerechten Zusammensetzung der universitären Kollegialorgane (sinngemäße 
Anwendung des § 11 Abs. 2 Z 3 des Bundes-Gleichbehandlungsgesetzes – B-
GlBG, BGBl. Nr. 100/1993, gegebenenfalls eine Begründung über das Nichtein-
halten dieser Bestimmung sowie einen Bericht darüber zu enthalten, welche Maß-
nahmen die Universität zur Umsetzung dieser Bestimmung plant; 

14. … 16. … 
(2) … (6) … 
(6a) Sowohl der Senat als auch die Bundesregierung haben bei der Wahl bzw. 

Bestellung der Mitglieder des Universitätsrats § 11 Abs. 2 Z 3 des Bundes-
Gleichbehandlungsgesetzes sinngemäß anzuwenden. Dem Universitätsrat haben 
daher mindestens 40 vH Frauen anzugehören. Bei Nichteinhaltung der erforderli-
chen Frauenquote kann der Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen bis zum 
31. März des betreffenden Jahres die Einrede der unrichtigen Zusammensetzung 
erheben. 

(7) … (15) …

Universitätsrat 
§ 21. (1) Der Universitätsrat hat folgende Aufgaben: 
1. … 12. … 
13. Jährliche Berichtspflicht sowie unverzügliche Berichtspflicht bei 

schwerwiegenden Rechtsverstößen von Universitätsorganen sowie bei Gefahr ei-
nes schweren wirtschaftlichen Schadens an die Bundesministerin oder den Bun-
desminister; der jährliche Bericht hat einen Bericht über die Maßnahmen im Zu-
sammenhang mit der geschlechtergerechten Zusammensetzung der universitären 
Kollegialorgane gemäß § 20a, gegebenenfalls eine Begründung über das Nichtein-
halten dieser Bestimmung sowie einen Bericht darüber zu enthalten, welche Maß-
nahmen die Universität zur Umsetzung dieser Bestimmung plant; 

14. … 16. … 
(2) … (6) … 
(6a) Entfällt – siehe § 20a. 
(7) … (15) … 

Rektorat 
§ 22. (1) … (3) … 
(3a) Sowohl die Rektorin oder der Rektor als auch der Universitätsrat hat 

beim Vorschlag für bzw. bei der Wahl der Vizerektorinnen und Vizerektoren § 11 
Abs. 2 Z 3 des Bundes-Gleichbehandlungsgesetzes sinngemäß anzuwenden. Dem 
Rektorat haben daher mindestens 40 vH Frauen anzugehören. Bei Nichteinhaltung 
der erforderlichen Frauenquote kann der Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen 
die Einrede der unrichtigen Zusammensetzung erheben. 

(4) … (7) …

Rektorat 
§ 22. (1) … (3) … 
(3a) Entfällt – siehe § 20a. 
(4) … (7) … 
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Senat 
§ 25. (1) … (2) … 
(3) Dem Senat gehören Vertreterinnen und Vertreter der Universitätsprofes-

sorinnen und Universitätsprofessoren einschließlich der Leiterinnen und Leiter 
von Organisationseinheiten mit Forschungs- und Lehraufgaben oder Aufgaben der 
Entwicklung und Erschließung der Künste und der Lehre der Kunst, die keine 
Universitätsprofessorinnen und Universitätsprofessoren sind, der im § 94 Abs. 2 
Z 2 genannten Gruppe einschließlich der Ärztinnen und Ärzte in Facharztausbil-
dung gemäß § 94 Abs. 3 Z 6, des allgemeinen Universitätspersonals und der Stu-
dierenden an. 

(4) Die Mitglieder und Ersatzmitglieder des Senats sind folgendermaßen zu 
bestellen: 

1. Die Vertreterinnen und Vertreter der Universitätsprofessorinnen und Uni-
versitätsprofessoren sind von allen Universitätsprofessorinnen und Universitäts-
professoren (§ 97) und den Leiterinnen und Leitern von Organisationseinheiten 
mit Forschungs- und Lehraufgaben oder Aufgaben der Entwicklung und Erschlie-
ßung der Künste und der Lehre der Kunst, die keine Universitätsprofessorinnen 
und Universitätsprofessoren sind, zu wählen. 

2. Die Vertreterinnen und Vertreter der im § 94 Abs. 2 Z 2 genannten Gruppe 
einschließlich der Ärztinnen und Ärzte in Facharztausbildung gemäß § 94 Abs. 3 
Z 6 sind von allen Universitätsdozentinnen und Universitätsdozenten (§ 122 
Abs. 3) sowie den wissenschaftlichen und künstlerischen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern im Forschungs-, Kunst- und Lehrbetrieb einschließlich der Ärztinnen 
und Ärzte in Facharztausbildung gemäß § 94 Abs. 3 Z 6 zu wählen. An den Uni-
versitäten gemäß § 6 Z 1 bis 15 muss den Gewählten zumindest eine Person mit 
Lehrbefugnis (venia docendi) angehören. 

3. Die Vertreterinnen und Vertreter des allgemeinen Universitätspersonals 
sind von allen Angehörigen des allgemeinen Universitätspersonals mit Ausnahme 
der Ärztinnen und Ärzte in Facharztausbildung gemäß § 94 Abs. 3 Z 6 zu wählen. 

4. Die Vertreterinnen und Vertreter der Studierenden sind zu entsenden (§ 32 
Abs. 1 des Hochschülerinnen- und Hochschülerschaftsgesetzes 2014 – HSG 2014, 
BGBl. I Nr. 45/2014). 

(4a) Bei der Erstellung der Wahlvorschläge für die zu wählenden Vertreterin-
nen und Vertreter der Gruppen gemäß Abs. 4 Z 1, 2 und 3 ist § 11 Abs. 2 Z 3 des 
Bundes-Gleichbehandlungsgesetzes sinngemäß anzuwenden. In die Wahlvor-

Senat 
§ 25. (1) … (2) … 
(3) Dem Senat gehören Vertreterinnen und Vertreter der Universitätsprofes-

sorinnen und Universitätsprofessoren, einschließlich der Leiterinnen und Leiter 
von Organisationseinheiten mit Forschungs- und Lehraufgaben oder Aufgaben der 
Entwicklung und Erschließung der Künste und der Lehre der Kunst, die keine 
Universitätsprofessorinnen und Universitätsprofessoren sind, der im § 94 Abs. 2 
Z 2 und Z 3 genannten Gruppen, des allgemeinen Universitätspersonals und der 
Studierenden an. 

(4) Die Mitglieder und Ersatzmitglieder des Senats sind folgendermaßen zu 
bestellen: 

1. … 
2. Die Vertreterinnen und Vertreter der in den § 94 Abs. 2 Z 2 und 3 genann-

ten Gruppen sind von allen Universitätsdozentinnen und Universitätsdozenten 
(§ 122 Abs. 3) sowie den wissenschaftlichen und künstlerischen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern im Forschungs-, Kunst- und Lehrbetrieb (§ 100) sowie den Ärz-
tinnen und Ärzte in Facharztausbildung (§ 96) zu wählen. An den Universitäten 
gemäß § 6 Z 1 bis 15 muss den Gewählten zumindest eine Person mit Lehrbefug-
nis (venia docendi) angehören. 

3. Die Vertreterinnen und Vertreter des allgemeinen Universitätspersonals 
sind von allen Angehörigen des allgemeinen Universitätspersonals zu wählen. 

4. … 
(4a) Entfällt – siehe § 20a. 
(5) … (7) … 
(7a) Entfällt – siehe § 20a. 
(8) … (11) … 
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schläge für die zu wählenden Vertreterinnen und Vertreter der Gruppen gemäß 
Abs. 4 Z 1, 2 und 3 sind daher pro Gruppe mindestens 40 vH Frauen aufzuneh-
men. Sämtliche von der Wahlkommission zugelassenen Wahlvorschläge sind dem 
Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen vorzulegen. Dieser hat binnen einer 
Woche zu entscheiden, ob der Wahlvorschlag einen ausreichenden Frauenanteil 
vorsieht. Entscheidet der Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen, dass nicht 
ausreichend Frauen auf dem Wahlvorschlag enthalten sind, hat er die Einrede der 
Mangelhaftigkeit des Wahlvorschlages an die Schiedskommission zu erheben. 
Entscheidet die Schiedskommission, dass die Einrede zu Recht erhoben wurde, hat 
die Wahlkommission den Wahlvorschlag an die wahlwerbende Gruppe zur Ver-
besserung zurückzuweisen. 

(5) … (7) … 
(7a) Bei der Zusammensetzung der vom Senat eingerichteten Kollegialorgane 

ist § 11 Abs. 2 Z 3 des Bundes-Gleichbehandlungsgesetzes sinngemäß anzuwen-
den. Den vom Senat eingerichteten Kollegialorganen haben daher mindestens 
40 vH Frauen anzugehören. Bei Nichteinhaltung der erforderlichen Frauenquote 
kann der Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen die Einrede der unrichtigen 
Zusammensetzung erheben. 

(8) … (11) …

2. Unterabschnitt 

Forschungsförderung, Auftragsforschung und Vollmachten 
Forschungsförderung und Auftragsforschung 

§ 26. (1) Die Angehörigen des wissenschaftlichen und künstlerischen Univer-
sitätspersonals sind berechtigt, in ihrem Fach auch Forschungsvorhaben oder 
künstlerische Arbeiten an der Universität durchzuführen, die nicht aus dem Budget 
der Universität, sondern aus Forschungsaufträgen Dritter, aus Mitteln der For-
schungsförderung oder aus anderen Zuwendungen Dritter finanziert werden. Die 
Durchführung solcher Vorhaben zählt zur Universitätsforschung. 

(2) … (6) … 

2. Unterabschnitt 

Forschungsförderung, Auftragsforschung und Vollmachten 
Forschungsförderung und Auftragsforschung 

§ 26. (1) Die Angehörigen des wissenschaftlichen und künstlerischen Univer-
sitätspersonals sind berechtigt, in ihrem Fach auch Forschungsvorhaben oder 
künstlerische Arbeiten an der Universität einzuwerben und durchzuführen, die 
nicht aus dem Budget der Universität, sondern aus Forschungsaufträgen Dritter, 
aus Mitteln der Forschungsförderung oder aus anderen Zuwendungen Dritter fi-
nanziert werden. Die Durchführung solcher Vorhaben zählt zur Universitätsfor-
schung. 

(2) … (6) …
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Vollmachten 
§ 27. (1) Jede Leiterin und jeder Leiter einer Organisationseinheit ist berech-

tigt, im Namen der Universität und im Zusammenhang mit deren Aufgaben 
 1. durch unentgeltliche Rechtsgeschäfte Vermögen und Rechte zu erwerben; 
 2. … 
 3. Verträge über die Durchführung wissenschaftlicher oder künstlerischer 

Arbeiten sowie über Untersuchungen und Befundungen im Auftrag Drit-
ter abzuschließen, soweit sie der wissenschaftlichen Forschung (Entwick-
lung und Erschließung der Künste) dienen; 

 4. … 5. … 
Bei Missbrauch kann diese Berechtigung vom Rektorat entzogen werden. 

Vollmachten 
§ 27. (1) Jede Leiterin und jeder Leiter einer Organisationseinheit ist berech-

tigt, im Namen der Universität und im Zusammenhang mit deren Aufgaben 
 1. durch unentgeltliche Rechtsgeschäfte sowie Spenden und Sponsoring 

Vermögen einzuwerben und Rechte zu erwerben; 
 2. … 
 3. Mittel für die Durchführung wissenschaftlicher oder künstlerischer Arbei-

ten sowie für Untersuchungen und Befundungen im Auftrag Dritter ein-
zuwerben und damit im Zusammenhang stehende Verträge abzuschließen, 
soweit sie der wissenschaftlichen Forschung oder der Entwicklung und 
Erschließung der Künste dienen; 

 4. … 5. … 
Bei Missbrauch kann diese Berechtigung vom Rektorat entzogen werden. 

3. Unterabschnitt 

Sonderbestimmungen für die Klinischen Bereiche der Medizinischen Univer-
sitäten bzw. der Universitäten, an denen eine Medizinische Fakultät einge-

richtet ist 
Organisation 

§ 29. (1) … (4) … 
(5) Die Medizinische Universität bzw. die Universität, an der eine Medizini-

sche Fakultät eingerichtet ist, hat mit dem Rechtsträger der Krankenanstalt nach 
Zustimmung der Bundesministerin oder des Bundesministers unter Bedachtnahme 
auf die Leistungsvereinbarung gemäß § 13 eine Vereinbarung über die Zusam-
menarbeit beim Betrieb der einzelnen zum Klinischen Bereich der Medizinischen 
Universität bzw. Medizinischen Fakultät gehörenden und gleichzeitig einen Teil 
der öffentlichen Krankenanstalt bildenden Organisationseinheiten zu treffen, die 
auch die wechselseitigen Leistungen und deren Bewertung enthält. In dieser Ver-
einbarung über die Zusammenarbeit ist auch festzulegen, dass Universitätsangehö-
rige gemäß § 94 Abs. 1 Z 4 in ärztlicher oder zahnärztlicher Verwendung, die mit 
der Mitwirkung an der Erfüllung der Aufgaben der Organisationseinheiten des 
Klinischen Bereichs als Einrichtungen der Krankenanstalt beauftragt sind, in ei-
nem Durchrechnungszeitraum von 26 Wochen mindestens 30vH der Normalar-
beitszeit dieser Universitätsangehörigen, bezogen auf die jeweilige Organisations-

3. Unterabschnitt 
Sonderbestimmungen für die Klinischen Bereiche der Medizinischen Univer-

sitäten bzw. der Universitäten, an denen eine Medizinische Fakultät einge-
richtet ist 

Organisation 
§ 29. (1) … (4) … 
(5) Die Medizinische Universität bzw. die Universität, an der eine Medizini-

sche Fakultät eingerichtet ist, hat mit dem Rechtsträger der Krankenanstalt nach 
Zustimmung der Bundesministerin oder des Bundesministers unter Bedachtnahme 
auf die Leistungsvereinbarung gemäß § 13 eine Vereinbarung über die Zusam-
menarbeit beim Betrieb der einzelnen zum Klinischen Bereich der Medizinischen 
Universität bzw. Medizinischen Fakultät gehörenden und gleichzeitig einen Teil 
der öffentlichen Krankenanstalt bildenden Organisationseinheiten zu treffen, die 
auch die wechselseitigen Leistungen und deren Bewertung enthält. In dieser Ver-
einbarung über die Zusammenarbeit ist auch festzulegen, dass Universitätsangehö-
rige gemäß § 94 Abs. 1 Z 4 in ärztlicher oder zahnärztlicher Verwendung mit 
Ausnahme der Ärztinnen und Ärzte in Facharztausbildung gemäß § 94 Abs. 2 Z 3, 
die mit der Mitwirkung an der Erfüllung der Aufgaben der Organisationseinheiten 
des Klinischen Bereichs als Einrichtungen der Krankenanstalt beauftragt sind, in 
einem Durchrechnungszeitraum von 26 Wochen mindestens 30vH der Normalar-
beitszeit dieser Universitätsangehörigen, bezogen auf die jeweilige Organisations-
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einheit, für universitäre Lehre und Forschung verwenden.
(6) … (9) … 

einheit, für universitäre Lehre und Forschung verwenden.
(6) … (9) … 

Ethikkommission 
§ 30. (1) … 
(2) Die Ethikkommissionen haben jedenfalls den Erfordernissen des § 8c 

Abs. 1 bis 5 und 7 KAKuG zu entsprechen. 
(3) … (4) … 

Ethikkommission 
§ 30. (1) … 
(2) Die Ethikkommissionen haben jedenfalls den Erfordernissen des § 8c 

Abs. 1 bis 5 und 7 KAKuG zu entsprechen. In Abweichung von § 8c Abs. 4 
KAKuG haben den Ethikkommissionen  mindestens 50 vH Frauen anzugehören 
(§ 20a). 

(3) … (4) …
 Weitergabe und Verwendung von Sterbedaten für  

wissenschaftliche Zwecke 
§ 30a. (1) Für Zwecke der medizinischen Forschung  und sterbefallbezogener 

Analysen darf die Bundesanstalt Statistik Österreich wissenschaftlichen Einrich-
tungen nach Vereinbarung der konkreten Anwendungsbereiche und eines ange-
messenen Kostenersatzes das Sterbedatum und die Todesursache von Betroffenen 
übermitteln. Die wissenschaftlichen Einrichtungen und deren Angehörige unter-
liegen hinsichtlich dieser Daten der Geheimhaltungspflicht gemäß § 17 Abs. 3 
Bundesstatistikgesetz 2000, BGBl. I Nr. 163/1999, und dürfen diese Daten aus-
schließlich für wissenschaftliche Zwecke verwenden. 

(2) An Medizinischen Universitäten bzw. Universitäten, an denen eine Medi-
zinische Fakultät eingerichtet ist, ist vor Abschluss der Vereinbarung gemäß 
Abs. 1 die Ethikkommission gemäß § 30 zu befassen. An anderen wissenschaftli-
chen Einrichtungen ist eine Ethikkommission gemäß § 8c KAKuG oder eine ver-
gleichbare Ethikkommission zu befassen.
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Leitungsfunktionen im Klinischen Bereich 
§ 32. (1) Zur Leiterin oder zum Leiter einer Organisationseinheit oder einer 

Klinischen Abteilung einer Medizinischen Universität bzw. einer Medizinischen 
Fakultät, die gleichzeitig die Funktion einer Krankenabteilung oder einer gleich-
zuwertenden Einrichtung einer öffentlichen Krankenanstalt (§ 7 Abs. 4, § 7a 
Abs. 1 sowie § 7b Abs. 1 und 2 KAKuG) hat, darf vom Rektorat nur eine Univer-
sitätsprofessorin oder ein Universitätsprofessor mit einschlägiger Facharzt- oder 
Zahnarztqualifikation bestellt werden. Zur Stellvertreterin oder zum Stellvertreter 
der Leiterin oder des Leiters darf nur eine Universitätsangehörige oder ein Univer-
sitätsangehöriger mit entsprechender Qualifikation als Fachärztin oder Facharzt 
oder als Zahnärztin oder Zahnarzt bestellt werden. Vor der Bestellung ist dem 
Rechtsträger der Krankenanstalt Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

(1a) … (3) … 

Leitungsfunktionen im Klinischen Bereich 
§ 32. (1) Zur Leiterin oder zum Leiter einer Organisationseinheit oder einer 

Klinischen Abteilung einer Medizinischen Universität bzw. einer Medizinischen 
Fakultät, die gleichzeitig die Funktion einer Krankenabteilung oder einer gleich-
zuwertenden Einrichtung einer öffentlichen Krankenanstalt (§ 7 Abs. 4, § 7a 
Abs. 1 sowie § 7b Abs. 1 und 2 KAKuG) hat, ist vom Rektorat auf Vorschlag der 
Universitätsprofessorinnen und Universitätsprofessoren der betreffenden Organi-
sationseinheit eine entsprechend qualifizierte Person mit einem aufrechten Dienst-
verhältnis zum Bund, die der Universität zur Dienstleistung zugewiesen ist, oder 
einem aufrechten Arbeitsverhältnis zur Universität mit einschlägiger Facharzt- 
oder Zahnarztbefugnis zu bestellen. Zur Stellvertreterin oder zum Stellvertreter der 
Leiterin oder des Leiters darf nur eine Universitätsangehörige oder ein Universi-
tätsangehöriger mit entsprechender Qualifikation als Fachärztin oder Facharzt oder 
als Zahnärztin oder Zahnarzt bestellt werden. Vor der Bestellung ist dem Rechts-
träger der Krankenanstalt Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

(1a) … (3) …
Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen 

§ 42. (1) … (8) … 
(8a) Das jeweilige Kollegialorgan hat den Arbeitskreis für Gleichbehand-

lungsfragen unverzüglich über seine Zusammensetzung zu informieren. Ist der 
Frauenanteil von mindestens 40 vH im Kollegialorgan nicht ausreichend gewahrt, 
so kann der Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen binnen vier Wochen die 
Einrede der unrichtigen Zusammensetzung an die Schiedskommission erheben. Ist 
das Kollegialorgan unrichtig zusammengesetzt, sind dessen Beschlüsse ab dem 
Zeitpunkt der Einrede nichtig. Erhebt der Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfra-
gen nicht fristgerecht die Einrede der unrichtigen Zusammensetzung des Kollegia-
lorgans, ist das Kollegialorgan insofern richtig zusammengesetzt. 

(8b) Die Findungskommission und der Senat haben dem Arbeitskreis für 
Gleichbehandlungsfragen ihren jeweiligen Vorschlag für die Bestellung der Rek-
torin oder des Rektors vorzulegen. Liegt der Verdacht der Diskriminierung auf 
Grund des Geschlechts einer Bewerberin vor, so hat der Arbeitskreis für Gleich-
behandlungsfragen binnen einer Woche Beschwerde an die Schiedskommission zu 
erheben. 

(8c) Die Wahlkommission für die Wahl des Senates hat dem Arbeitskreis für 
Gleichbehandlungsfragen sämtliche zugelassenen Wahlvorschläge vorzulegen. 

Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen 
§ 42. (1) … (8) … 
(8a) Das jeweilige Kollegialorgan hat den Arbeitskreis für Gleichbehand-

lungsfragen unverzüglich über seine Zusammensetzung zu informieren. Ist der 
Frauenanteil von mindestens 50 vH gemäß § 20a Abs. 2 nicht ausreichend ge-
wahrt, so kann der Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen binnen vier Wochen 
die Einrede der unrichtigen Zusammensetzung an die Schiedskommission erhe-
ben. Die Einrede der unrichtigen Zusammensetzung hat zu unterbleiben, wenn 
sachliche Gründe vorliegen. Ist das Kollegialorgan unrichtig zusammengesetzt, 
und erhebt der Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen Einrede, sind die Be-
schlüsse des Kollegialorgans nichtig. Erhebt der Arbeitskreis für Gleichbehand-
lungsfragen nicht fristgerecht die Einrede der unrichtigen Zusammensetzung, gilt 
das Kollegialorgan im Hinblick auf § 20a Abs. 2 als richtig zusammengesetzt. 

(8b) Der Senat hat den Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen unverzüg-
lich über das Ergebnis der Wahl der Mitglieder des Universitätsrats gemäß § 21 
Abs. 6 Z 1 zu informieren. Bei Verletzung des § 20a Abs. 3 kann der Arbeitskreis 
für Gleichbehandlungsfragen binnen vier Wochen die Einrede der unrichtigen 
Zusammensetzung des Universitätsrats an die Schiedskommission erheben. Die 
Einrede der unrichtigen Zusammensetzung hat zu unterbleiben, wenn sachliche 
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Entscheidet der Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen, dass der Frauenanteil 
von mindestens 40 vH auf dem Wahlvorschlag nicht ausreichend gewahrt ist, hat 
er die Einrede der Mangelhaftigkeit des Wahlvorschlages an die Schiedskommis-
sion zu erheben. Entscheidet die Schiedskommission, dass die Einrede zu Recht 
erhoben wurde, hat die Wahlkommission den Wahlvorschlag an die wahlwerbende 
Gruppe zur Verbesserung zurückzuweisen. 

(8d) Der Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen hat unverzüglich an die 
Bundesministerin oder den Bundesminister zu berichten, wenn er 
 1. Einrede wegen unrichtiger Zusammensetzung eines Kollegialorgans an 

die Schiedskommission gemäß Abs. 8a erhebt oder 
 2. Beschwerde an die Schiedskommission wegen Diskriminierung im Zu-

sammenhang mit der Wahl der Rektorin oder des Rektors gemäß Abs. 8b 
erhebt oder 

 3. Einrede wegen Mangelhaftigkeit des Wahlvorschlages an die Schieds-
kommission gemäß Abs. 8c 

erhebt. 
(8e) Der Universitätsrat hat in seinen jährlichen Bericht gemäß § 21 Abs. 2 

Z 13 einen Bericht über die Maßnahmen des Arbeitskreises für Gleichbehand-
lungsfragen im Zusammenhang mit der geschlechtergerechten Zusammensetzung 
der universitären Kollegialorgane (sinngemäße Anwendung des § 11 Abs. 2 Z 3 
des Bundes-Gleichbehandlungsgesetzes), sowie gegebenenfalls über die Maßnah-
men der Universität zur Umsetzung dieser Bestimmung aufzunehmen. 

(8f) Die Bundesministerin oder der Bundesminister hat in geeigneter Form 
auf der Homepage des Bundesministeriums für Wissenschaft und Forschung eine 
auf Grund der Berichte der Universitätsräte erstellte Darstellung der Umsetzung 
der geschlechtergerechten Zusammensetzung von Kollegialorganen an allen Uni-
versitäten zu veröffentlichen. 

(9) … (10) … 

Gründe vorliegen.
(8c) Die Findungskommission und der Senat haben dem Arbeitskreis für 

Gleichbehandlungsfragen ihren jeweiligen Vorschlag für die Bestellung der Rek-
torin oder des Rektors vorzulegen. Liegt der Verdacht der Diskriminierung auf 
Grund des Geschlechts einer Bewerberin vor, so hat der Arbeitskreis für Gleich-
behandlungsfragen binnen einer Woche Beschwerde an die Schiedskommission zu 
erheben. 

(8d) Sämtliche von der Wahlkommission zugelassenen Wahlvorschläge für 
die Wahlen zum Senat einschließlich der Vorschläge für die Ersatzmitglieder sind 
im Hinblick auf die Einhaltung der Reihung von mindestens 50 vH Frauen an 
wählbarer Stelle gemäß § 20a Abs. 4 dem Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfra-
gen vorzulegen. Dieser hat binnen einer Woche zu entscheiden, ob der Wahlvor-
schlag § 20a Abs. 4 entspricht. Entscheidet der Arbeitskreis für Gleichbehand-
lungsfragen, dass nicht ausreichend Frauen auf dem Wahlvorschlag enthalten sind, 
hat er die Einrede der Mangelhaftigkeit des Wahlvorschlages an die Schiedskom-
mission zu erheben. Die Einrede hat zu unterbleiben, wenn sachliche Gründe vor-
liegen. Entscheidet die Schiedskommission, dass die Einrede zu Recht erhoben 
wurde, hat die Wahlkommission den Wahlvorschlag an die wahlwerbende Gruppe 
zur Verbesserung zurückzuverweisen. 

(8e) Der Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen hat unverzüglich an die 
Bundesministerin oder den Bundesminister zu berichten, wenn er 
 1. eine Einrede der unrichtigen Zusammensetzung eines Kollegialorgans an 

die Schiedskommission gemäß Abs. 8a, 
 2. eine Einrede der unrichtigen Zusammensetzung des Universitätsrats ge-

mäß Abs. 8b, 
 3. eine Beschwerde wegen Diskriminierung im Zusammenhang mit der 

Wahl der Rektorin oder des Rektors gemäß Abs. 8c oder 
 4. eine Einrede der Mangelhaftigkeit des Wahlvorschlages gemäß Abs. 8d 

erhebt. 
(8f) Die Bundesministerin oder der Bundesminister hat in geeigneter Form 

auf der Homepage des Bundesministeriums für Wissenschaft und Forschung eine 
auf Grund der Berichte der Universitätsräte erstellte Darstellung der Umsetzung 
der geschlechtergerechten Zusammensetzung von Kollegialorganen gemäß § 20a 
an allen Universitäten zu veröffentlichen. 

(9) … (10) …
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(11) Das Rektorat hat dem Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen die für 
die Erfüllung seiner Aufgaben entsprechenden Personal- und Sachressourcen so-
wie die erforderlichen Räume nach Maßgabe der budgetären Möglichieten zur 
Verfügung zu stellen.
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Schiedskommission 
§ 43. (1) … (8) … 
(9) Die Schiedskommission besteht aus sechs Mitgliedern, die keine Angehö-

rigen der betreffenden Universität sein müssen. Je ein männliches und ein weibli-
ches Mitglied sind vom Senat, vom Universitätsrat und vom Arbeitskreis für 
Gleichbehandlungsfragen für eine Funktionsperiode von zwei Jahren zu nominie-
ren. Zwei der Mitglieder müssen rechtskundig sein. Vom Senat, vom Universitäts-
rat und vom Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen ist jeweils ein Ersatzmit-
glied zu nominieren. 

(10) … (12) …

Schiedskommission 
§ 43. (1) … (8) … 
(9) Die Schiedskommission besteht aus sechs Mitgliedern, die keine Angehö-

rigen der betreffenden Universität sein müssen. Je ein männliches und ein weibli-
ches Mitglied sind vom Senat, vom Universitätsrat und vom Arbeitskreis für 
Gleichbehandlungsfragen für eine Funktionsperiode von zwei Jahren zu nominie-
ren. Zwei der Mitglieder müssen rechtskundig sein. Vom Senat, vom Universitäts-
rat und vom Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen sind jeweils ein weibliches 
und ein männliches Ersatzmitglied zu nominieren. 

(10) … (12) …
Anwendung des Bundes-Gleichbehandlungsgesetzes 

§ 44. Auf alle Angehörigen der Universität sowie auf die Bewerberinnen und 
Bewerber um Aufnahme in ein Arbeitsverhältnis zur Universität oder um Auf-
nahme als Studierende ist das Bundes-Gleichbehandlungsgesetz, BGBl. 
Nr. 100/1993, mit Ausnahme des vierten und fünften Abschnitts des dritten Teils 
und des § 50 mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Universität als Dienststelle 
und als Zentralstelle (§ 2 Abs. 1 und 2 B-GBG) gilt und sie die Pflicht zur Leis-
tung von Schadenersatz gemäß § 10 Abs. 1 B-GBG trifft. Das Recht zur Erstel-
lung eines Vorschlags für den Frauenförderungsplan (§ 41 Abs. 1 B-GBG) steht 
dem Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen zu.

Anwendung des Bundes-Gleichbehandlungsgesetzes 
§ 44. Auf alle Angehörigen der Universität sowie auf die Bewerberinnen und 

Bewerber um Aufnahme in ein Arbeitsverhältnis zur Universität oder um Auf-
nahme als Studierende ist das B-GlBG mit Ausnahme des dritten und vierten Ab-
schnitts des ersten Hauptstücks des zweiten Teils und der §§ 12 und 12a mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass die Universität als Dienststelle und als Zentralstelle 
(§ 2 Abs. 1 und 2 B-GlBG) gilt und sie die Pflicht zur Leistung von Schadenersatz 
gemäß § 17 Abs. 1 B-GlBG trifft. Das Recht zur Erstellung eines Vorschlags für 
den Frauenförderungsplan (§ 11a Abs. 1 B-GlBG) steht dem Arbeitskreis für 
Gleichbehandlungsfragen zu.

4. Abschnitt 

Verfahren 
Aufsicht 

§ 45. (1) Die Universitäten, die von ihnen gemäß § 10 gegründeten Gesell-
schaften, Stiftungen und Vereine sowie jene Gesellschaften, deren Geschäftsantei-
le die Universität mittelbar oder unmittelbar zu mehr als 50 vH hält, unterliegen 
der Aufsicht des Bundes. Diese umfasst die Einhaltung der Gesetze und Verord-
nungen einschließlich der Satzung (Rechtsaufsicht).

4. Abschnitt 

Verfahren 
Aufsicht 

§ 45. (1) Die Universitäten, die von ihnen gemäß § 10 Abs. 1 gegründeten 
Gesellschaften, Stiftungen und Vereine sowie jene Gesellschaften, deren Ge-
schäftsanteile die Universität mittelbar oder unmittelbar zu mehr als 50 vH hält, 
unterliegen der Aufsicht des Bundes. Diese umfasst die Einhaltung der Gesetze 
und Verordnungen einschließlich der Satzung (Rechtsaufsicht).

II. Teil 

Studienrecht 

1. Abschnitt 

II. Teil 

Studienrecht 

1. Abschnitt 
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Allgemeine Bestimmungen 

Begriffsbestimmungen 
§ 51. (1) … 
(2) Im Geltungsbereich dieses Bundesgesetzes gelten folgende Begriffsbe-

stimmungen: 
1. … 30. … 
(3) … (4) … 

Allgemeine Bestimmungen 

Begriffsbestimmungen 
§ 51. (1) … 
(2) Im Geltungsbereich dieses Bundesgesetzes gelten folgende Begriffsbe-

stimmungen: 
1. … 30. … 

 31. Ein Plagiat liegt eindeutig vor, wenn Texte, Inhalte oder Ideen übernom-
men und als eigene ausgegeben werden. Dies umfasst insbesondere die 
Aneignung und Verwendung von Textpassagen, Theorien, Hypothesen, 
Erkenntnissen oder Daten durch direkte, paraphrasierte oder übersetzte 
Übernahme ohne entsprechende Kenntlichmachung und Zitierung der 
Quelle und der Urheberin oder des Urhebers. 

 32. Vortäuschen von wissenschaftlichen Leistungen liegt jedenfalls dann vor, 
wenn auf „Ghostwriting“ zurückgegriffen wird oder wenn Daten und Er-
gebnisse erfunden oder gefälscht werden. 

(3) … (4) …

2. Abschnitt 

Studien 
Bachelor-, Master-, Diplom- und Doktoratsstudien 

§ 54. (1) … (6c) … 
(6d) Für Studien für das Lehramt an Schulen bzw. Berufstätigkeiten an ele-

mentarpädagogischen Bildungseinrichtungen ist § 66 mit der Maßgabe anzuwen-
den, dass das Auswahlverfahren Teil der Studieneingangs- und Orientierungspha-
se zu sein hat, wenn es nach der Zulassung stattfindet. 

(7) … (9) … 
(9a) Wenn die beteiligten Bildungseinrichtungen beschließen, ein Studium 

nicht mehr gemeinsam durchzuführen, ist von den beteiligten Bildungseinrichtun-
gen Vorsorge zu treffen, dass Studierenden des betroffenen Studiums der Ab-
schluss des Studiums innerhalb einer angemessenen Frist, die jedenfalls die Stu-
diendauer zuzüglich von zwei Semestern zu umfassen hat, möglich ist. 

(10) … (12) …

2. Abschnitt 

Studien 
Bachelor-, Master-, Diplom- und Doktoratsstudien 

§ 54. (1) … (6c) … 
(6d) Für Studien für das Lehramt an Schulen bzw. Berufstätigkeiten an ele-

mentarpädagogischen Bildungseinrichtungen, sofern diese nicht an einer Universi-
tät gemäß § 6 Z 16 bis 21 eingerichtet sind, und sofern die Zulassung nicht gemäß 
§ 63 Abs. 1 Z 5 erfolgt, ist eine Studieneingangs- und Orientierungsphase gemäß 
§ 66 Abs. 1, 1a und 1b als Teil des betreffenden Studiums vorzusehen. Erfolgt die 
Auswahl der Studierenden bis längstens ein Semester nach der Zulassung, ist § 66 
Abs. 1, 1a und 1b mit der Maßgabe anzuwenden, dass das Auswahlverfahren Teil 
der Studieneingangs- und Orientierungsphase ist. 

(7) … (9) … 
(9a) Bei gemeinsam mit Pädagogischen Hochschulen eingerichteten Lehr-

amtsstudien (Studien für das Lehramt an Schulen bzw. Berufstätigkeiten an ele-
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mentarpädagogischen Bildungseinrichtungen) ist im gleichlautend zu erlassendem 
Curriculum festzulegen, welche studienrechtlichen Bestimmungen des UG oder 
des Hochschulgesetzes 2005, BGBl. I Nr. 30/2006 für die Durchführung des Stu-
diums gelten. Die Bestimmungen des § 91 Abs. 1 und 2 sind jedenfalls anzuwen-
den. Die Zulassung zu einem gemeinsam eingerichteten Studium darf nur an einer 
der beteiligten Bildungseinrichtungen erfolgen. 

(9b) Wenn die beteiligten Bildungseinrichtungen beschließen, ein Studium 
nicht mehr gemeinsam durchzuführen, ist von den beteiligten Bildungseinrichtun-
gen Vorsorge zu treffen, dass Studierenden des betroffenen Studiums der Ab-
schluss des Studiums innerhalb einer angemessenen Frist, die jedenfalls die Stu-
diendauer zuzüglich von zwei Semestern zu umfassen hat, möglich ist. 

(10) … (12) …
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Verfahren der Zulassung zum Studium 
§ 60. (1) … (4) … 
(5) Einer Antragstellerin oder einem Antragsteller, die oder der noch an kei-

ner Universität zugelassen war, hat die Universität anlässlich der erstmaligen Zu-
lassung eine Matrikelnummer zuzuordnen. Diese ist für alle weiteren Studienzu-
lassungen der oder des betreffenden Studierenden beizubehalten. Die näheren 
Bestimmungen über Bildung und Vergabe von Matrikelnummern sind durch Ver-
ordnung der Bundesministerin oder des Bundesministers zu treffen. 

(6) … 

Verfahren der Zulassung zum Studium 
§ 60. (1) … (4) … 
(5) Einer Antragstellerin oder einem Antragsteller, die oder der noch an kei-

ner Universität oder Pädagogischen Hochschule zugelassen war, hat die Universi-
tät anlässlich der erstmaligen Zulassung eine Matrikelnummer zuzuordnen. Diese 
ist für alle weiteren Studienzulassungen der oder des betreffenden Studierenden 
beizubehalten. Die näheren Bestimmungen über Bildung und Vergabe von Matri-
kelnummern sind durch Verordnung der Bundesministerin oder des Bundesminis-
ters zu treffen. 

(6) … 
Zulassung zu ordentlichen Studien 

§ 63. (1) … (8) … 
(9)  Die Ablegung von Prüfungen für ein Studium an einer anderen als der 

Universität der Zulassung ist nur zulässig, wenn 
1. das Curriculum eines gemeinsam mit einer anderen Universität eingerich-

teten Studiums dies vorsieht; 
2. das für die studienrechtlichen Angelegenheiten zuständige Organ die Ab-

legung der Prüfung an der anderen Universität im Voraus genehmigt, weil die Ab-
legung der betreffenden Prüfung an der Universität, an der die oder der Studieren-
de für dieses Studium zugelassen ist, nicht möglich ist, oder 

3. es sich um Prüfungen auf der Grundlage neuer Medien, insbesondere von 
On-line-Studienangeboten handelt. 

(10) … (12) …

Zulassung zu ordentlichen Studien 
§ 63. (1) … (8) … 
(9)  Die Ablegung von Prüfungen für ein Studium an einer anderen als der 

Universität der Zulassung ist nur zulässig, wenn 
1. das Curriculum eines gemeinsam mit einer anderen Universität oder Päda-

gogischen Hochschule eingerichteten Studiums dies vorsieht; 
2. das für die studienrechtlichen Angelegenheiten zuständige Organ die Ab-

legung der Prüfung an der anderen Universität im Voraus genehmigt, weil die Ab-
legung der betreffenden Prüfung an der Universität, an der die oder der Studieren-
de für dieses Studium zugelassen ist, nicht möglich ist, oder 

3. es sich um Prüfungen auf der Grundlage neuer Medien, insbesondere von 
On-line-Studienangeboten handelt. 

(10) … (12) …
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Allgemeine Universitätsreife 
§ 64. (1) Die allgemeine Universitätsreife ist durch eine der folgenden Ur-

kunden nachzuweisen: 
1. … 6. … 
(2) … (6) … 

Allgemeine Universitätsreife 
§ 64. (1) Die allgemeine Universitätsreife ist durch eine der folgenden Ur-

kunden nachzuweisen: 
1. … 2. … 
2a. anderes österreichisches Zeugnis über die Zuerkennung der Studienbe-

rechtigung gemäß Hochschul-Studienberechtigungsgesetz, BGBl. I Nr. 71/2008, 
für die gemeinsam mit Pädagogischen Hochschulen eingerichteten Lehramtsstu-
dien (Studien für das Lehramt an Schulen bzw. Berufstätigkeiten an elementarpä-
dagogischen Bildungseinrichtungen). 

(2) … (6) …
Studienberechtigungsprüfung 

§ 64a. (1) … (10) … 
(11) Die Prüfungskandidatinnen oder die Prüfungskandidaten sind berechtigt 

negativ beurteilte Prüfungen zweimal zu wiederholen. Die letzte zulässige Wie-
derholung ist in kommissioneller Form durchzuführen. Nach negativer Beurtei-
lung der letzten zulässigen Wiederholung ist man von der Ablegung der Studien-
berechtigungsprüfung für diese Studienrichtung an der betreffenden Universität 
ausgeschlossen. § 59 Abs. 1 Z 12 gilt sinngemäß. 

(12) … (16) …

Studienberechtigungsprüfung 
§ 64a. (1) … (10) … 
(11) Die Prüfungskandidatinnen oder die Prüfungskandidaten sind berechtigt 

negativ beurteilte Prüfungen zweimal zu wiederholen. Die letzte zulässige Wie-
derholung ist in kommissioneller Form durchzuführen. Nach negativer Beurtei-
lung der letzten zulässigen Wiederholung ist man von der Ablegung der Studien-
berechtigungsprüfung für diese Studienrichtungsgruppe an der betreffenden Uni-
versität ausgeschlossen. § 59 Abs. 1 Z 12 gilt sinngemäß. 

(12) … (16) …
Beurlaubung 

§ 67. (1) Die Universitäten haben festzulegen, dass Studierende auf Antrag 
für höchstens zwei Semester je Anlassfall, insbesondere wegen Ableistung eines 
Präsenz- oder Zivildienstes, wegen länger dauernder Erkrankung, wegen Schwan-
gerschaft oder wegen Betreuung eigener Kinder, bescheidmäßig zu beurlauben 
sind. Näheres ist in der Satzung festzulegen. 

(2) … 

Beurlaubung 
§ 67. (1) Die Universitäten haben festzulegen, dass Studierende auf Antrag 

für höchstens zwei Semester je Anlassfall, insbesondere wegen Ableistung eines 
Präsenz- oder Zivildienstes, wegen länger dauernder Erkrankung, wegen Schwan-
gerschaft, wegen Betreuungspflichten für Kinder oder pflegebedürftige Angehöri-
ge oder wegen der Ableistung eines freiwilligen sozialen Jahres, bescheidmäßig zu 
beurlauben sind. Näheres ist in der Satzung festzulegen. Die Beurlaubung ist bis 
längstens zum Ende der Nachfrist des jeweiligen Semesters zu beantragen. 

(2) … 
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6. Abschnitt 
Akademische Grade 

Verleihung akademischer Grade 
§ 87. (1) … (4) … 
(5) Wird ein ordentliches Studium auf Grund eines gemeinsamen Studienpro-

grammes abgeschlossen, bei dessen Durchführung bei einem Studienumfang von 
bis zu 120 ECTS-Anrechnungspunkten jeweils mindestens 30 ECTS-
Anrechnungspunkte, bei einer Studiendauer von mehr als 120 ECTS-
Anrechnungspunkten jeweils mindestens 60 ECTS-Anrechnungspunkte unter der 
Verantwortung einer ausländischen Partnerinstitution erbracht wurden, ist es zu-
lässig, die Verleihung des akademischen Grades durch eine gemeinsame Urkunde 
mit dieser Partnereinrichtung oder diesen Partnereinrichtungen vorzunehmen.

6. Abschnitt 
Akademische Grade 

Verleihung akademischer Grade 
§ 87. (1) … (4) … 
(5) Wird ein ordentliches Studium auf Grund eines gemeinsamen Studienpro-

grammes abgeschlossen, bei dessen Durchführung bei einem Studienumfang von 
bis zu 120 ECTS-Anrechnungspunkten jeweils mindestens 30 ECTS-
Anrechnungspunkte, bei einer Studiendauer von mehr als 120 ECTS-
Anrechnungspunkten jeweils mindestens 60 ECTS-Anrechnungspunkte unter der 
Verantwortung einer Partnerinstitution erbracht wurden, ist es zulässig, die Ver-
leihung des akademischen Grades durch eine gemeinsame Urkunde mit dieser 
Partnereinrichtung oder diesen Partnereinrichtungen vorzunehmen.

Führung akademischer Grade 
§ 88. (1) … 
(1a) Personen, denen von einer inländischen postsekundären Bildungseinrich-

tung oder einer anerkannten postsekundären Einrichtung einer anderen Vertrags-
partei des EU-Beitrittsvertrages oder einer anderen Vertragspartei des Abkom-
mens über den Europäischen Wirtschaftsraum ein akademischer Grad verliehenen 
wurde, haben das Recht, die Eintragung dieses akademischen Grades in abgekürz-
ter Form ohne Zusatz gemäß Abs. 1 in öffentliche Urkunden zu verlangen. 

(2) …

Führung akademischer Grade 
§ 88. (1) … 
(1a) Personen, denen von einer inländischen postsekundären Bildungseinrich-

tung oder einer anerkannten postsekundären Einrichtung einer anderen Vertrags-
partei des EU-Beitrittsvertrages oder einer anderen Vertragspartei des Abkom-
mens über den Europäischen Wirtschaftsraum ein akademischer Grad verliehen 
wurde, haben das Recht, die Eintragung dieses akademischen Grades in abgekürz-
ter Form ohne Zusatz gemäß Abs. 1 in öffentliche Urkunden zu verlangen. 

(2) … 

8. Abschnitt 
Studienbeitrag 

§ 91. (1) … 
(2) Von ordentlichen Studierenden aus Drittstaaten, die nicht unter Abs. 1 o-

der die Personengruppe gemäß § 1 der Verordnung des Bundesministers für Wis-
senschaft und Verkehr über die Festlegung von Personengruppen bei der Zulas-
sung zu ordentlichen Studien (Personengruppenverordnung), BGBl. II 
Nr. 211/1997, in der Fassung der Verordnung BGBl. II Nr. 15/1998, fallen und die 
über eine Aufenthaltsberechtigung für Studierende gemäß § 64 Niederlassungs- 
und Aufenthaltsgesetz (NAG), BGBl. I Nr. 100/2005 verfügen, ist ein Studienbei-
trag von 726,72 Euro pro Semester einzuheben. Allen übrigen ordentlichen Studie-
renden aus Drittstaaten, die weder unter Abs. 1 noch unter Abs. 2 erster Satz fal-

8. Abschnitt 
Studienbeitrag 

§ 91. (1) … 
(2) Von ordentlichen Studierenden aus Drittstaaten, die nicht unter Abs. 1 o-

der die Personengruppe „gemäß § 1 der Verordnung des Bundesministers für Wis-
senschaft und Forschung über die Festlegung von Personengruppen bei der Zulas-
sung zu ordentlichen Studien (Personengruppenverordnung 2014 – PersGV 2014), 
BGBl. II Nr. 340/2013, fallen und die über eine Aufenthaltsberechtigung für Stu-
dierende gemäß § 64 Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG), BGBl. I 
Nr. 100/2005 verfügen, ist ein Studienbeitrag von 726,72 Euro pro Semester ein-
zuheben. Allen übrigen ordentlichen Studierenden aus Drittstaaten, die weder un-
ter Abs. 1 noch unter Abs. 2 erster Satz fallen, ist ein Studienbeitrag gemäß Abs. 1 
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len, ist ein Studienbeitrag gemäß Abs. 1 vorzuschreiben.
(3) Studierende, die zu mehreren Studien, auch an mehreren Universitäten, 

zugelassen sind, haben den Studienbeitrag nur einmal zu entrichten. 
(4) … (7) … 

vorzuschreiben. 
(3) Studierende, die zu mehreren Studien, auch an mehreren Universitäten, 

zugelassen sind, haben den Studienbeitrag nur einmal zu entrichten. Dies gilt auch 
für Studierende, die zu einem gemeinsam mit einer Pädagogischen Hochschule 
eingerichteten Lehramtsstudium zugelassen sind. Studierende gemäß Abs. 2 erster 
Satz, die an einer Pädagogischen Hochschule zugelassen sind, haben bei einer 
Zulassung zu einem anderen Studium an einer Universität einen Studienbeitrag 
von 363,36 Euro zu entrichten. 

(4) … (7) …
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III. Teil 

Angehörige der Universität 

1. Abschnitt 
Einteilung 

§ 94. (1) … 
(2) Zum wissenschaftlichen und künstlerischen Universitätspersonal gehören: 
1. die Universitätsprofessorinnen und Universitätsprofessoren; 
2. die Universitätsdozentinnen und Universitätsdozenten sowie die wissen-

schaftlichen und künstlerischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Forschungs-, 
Kunst- und Lehrbetrieb. 

(3) Zum allgemeinen Universitätspersonal gehören: 
1. das administrative Personal; 
2. das technische Personal; 
3. das Bibliothekspersonal; 
4. das Krankenpflegepersonal; 
5. die Ärztinnen und Ärzte zur ausschließlichen Erfüllung von Aufgaben im 

Rahmen einer öffentlichen Krankenanstalt; 
6. die Ärztinnen und Ärzte in Facharztausbildung.

III. Teil 

Angehörige der Universität 

1. Abschnitt 
Einteilung 

§ 94. (1) … 
(2) Zum wissenschaftlichen und künstlerischen Universitätspersonal gehören: 
1. die Universitätsprofessorinnen und Universitätsprofessoren; 
2. die Universitätsdozentinnen und Universitätsdozenten sowie die wissen-

schaftlichen und künstlerischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Forschungs-, 
Kunst- und Lehrbetrieb; 

3. Ärztinnen und Ärzte in Facharztausbildung. 
(3) Zum allgemeinen Universitätspersonal gehören: 
1. das administrative Personal; 
2. das technische Personal; 
3. das Bibliothekspersonal; 
4. das Krankenpflegepersonal; 
5. die Ärztinnen und Ärzte zur ausschließlichen Erfüllung von Aufgaben im 

Rahmen einer öffentlichen Krankenanstalt.
Ärztinnen und Ärzte in Facharztausbildung 

§ 96. Ärztinnen und Ärzte in Ausbildung zur Fachärztin oder zum Facharzt 
stehen für die Dauer ihrer Ausbildung in einem zeitlich befristeten Ausbildungs-
verhältnis zur Universität. Ihre Aufgaben ergeben sich aus den ärzterechtlichen 
Ausbildungsvorschriften. 

Ärztinnen und Ärzte in Facharztausbildung 
§ 96. Ärztinnen und Ärzte in Ausbildung zur Fachärztin oder zum Facharzt 

stehen für die Dauer ihrer Ausbildung in einem zeitlich befristeten Ausbildungs-
verhältnis zur Universität. Ihre Aufgaben ergeben sich aus den ärzterechtlichen 
Ausbildungsvorschriften und die Erfüllung der Aufgaben erfolgt in engem Kon-
takt mit wissenschaftlicher Forschung und Lehre. Die Ärztinnen und Ärzte in 
Facharztausbildung sind berechtigt, Aufgaben in Forschung und Lehre wahrzu-
nehmen, soweit die Facharztausbildung dadurch nicht beeinträchtigt wird.
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 Bauleitplan 
§ 118a. Die Bundesministerin oder der Bundesminister hat einen gesamtös-

terreichischen Bauleitplan, der in bis zu drei getrennte Planungsregionen geglie-
dert sein kann, als Planungsinstrument für die Realisierung universitärer Immobi-
lienprojekte zu führen. Der Bauleitplan ist zu veröffentlichen. 

(2) Der Bauleitplan hat alle Immobilienprojekte der Universitäten, insbeson-
dere Neubauten, Umbauten, (General-)Sanierungen, Adaptierungen und Anmie-
tungen, jeweils mit den entsprechenden Investitionskosten einschließlich Erstaus-
stattung bzw. Neueinrichtung und sonstigen Einmalkosten sowie sämtliche Folge-
kosten zu enthalten. 

(3) Nicht in den Bauleitplan aufzunehmen sind Projekte, deren finanzielle 
Bedeutung jenen Wert nicht übersteigt, ab dem gemäß der Vorhabensverordnung, 
BGBl. II Nr. 22/2013, das Einvernehmen mit der Bundesministerin oder dem 
Bundesminister für Finanzen herzustellen wäre. 

(4) Die Universitäten haben ihre mittelfristig geplanten Immobilienprojekte 
der Bundesministerin oder dem Bundesminister bekanntzugeben. Jedes Immobili-
enprojekt ist von der betreffenden Universität unter Anwendung von Berech-
nungsgrundlagen, die in der Projektbeschreibung offenzulegen sind, finanziell zu 
bewerten. 

(5) Über die Aufnahme eines Immobilienprojekts in den Bauleitplan ent-
scheidet die Bundesministerin oder der Bundesminister nach Vorlage einer Pro-
jektbeschreibung durch die betreffende Universität. Die Immobilienprojekte sind 
unter Berücksichtigung hochschulpolitischer Schwerpunktsetzungen und der Be-
darfe der Universitäten, auch über Planungsregionen hinweg, nach Priorität zu 
reihen. Hierzu hat die Bundesministerin oder der Bundesminister die Universitäten 
einer Planungsregion einzuladen, gemeinsam einen entsprechenden Vorschlag zu 
erstellen. Diese Prioritätenreihung ist regelmäßig, wenigstens im Abstand von drei 
Jahren, zu aktualisieren.Immobilienbewirtschaftung der Universitäten 

Immobilienbewirtschaftung der Universitäten 
§ 118b. (1) Die Realisierung bzw. Finanzierung von Immobilienprojekten ist 

zwischen der Bundesministerin oder dem Bundesminister und der betreffenden 
Universität zu vereinbaren. 

(2) Die Bundesministerin oder der Bundesminister kann nach Maßgabe des 
aktuellen budgetären Handlungsspielraumes, der Prioritätenreihung des Bauleit-
planes, der Angemessenheit der finanziellen Bewertungen, der hochschulpoliti-
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schen Schwerpunktsetzung sowie der allgemeinen volkswirtschaftlichen Lage die 
Freigaben für einzelne Projekte gemäß Abs. 3  erteilen. 

(3) Die Bundesministerin oder der Bundesminister kann im Einvernehmen 
mit der Bundesministerin oder dem Bundesminister für Finanzen das Verfahren 
für die Projektplanung und -abwicklung durch Verordnung regeln, wobei insbe-
sondere Regelungen über die einzelnen Verfahrensschritte, die in der Projektbe-
schreibung anzuwendenden Berechnungsgrundlagen (§ 118a Abs. 4), die Auf-
nahme in den Bauleitplan, die Erstellung eines Raum- und Funktionsprogrammes, 
die Planungsfreigabe, die Baufreigabe und über Berichtspflichten der betreffenden 
Universität getroffen werden können. 

(4) Projekte, die gemäß § 118a Abs. 3 nicht in den Bauleitplan aufzunehmen 
sind, sind von der Anwendung des Abs. 3 ausgenommen. Die Bundesministerin 
oder der Bundesminister kann für Immobilienprojekte, deren Kosten zur Gänze 
von Dritten bedeckt werden, Ausnahmen von der Vorgehensweise gemäß Abs. 3 
genehmigen. 
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VIII. Teil 

Übergangs- und Schlussbestimmungen 

3. Abschnitt 
Studienrecht 

§ 124. (1) … (14) … 
(15) Ordentliche Studierende, die Doktoratsstudien betreiben, welche mit ei-

nem Arbeitsaufwand von mindestens 120 ECTS-Anrechnungspunkten vor dem In-
Kraft-Treten des § 54 Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 74/2006 eingerichtet wurden, sind berechtigt, diese Studien bis längstens 
30. September 2017 nach diesen Vorschriften abzuschließen. Ab dem Studienjahr 
2009/10 darf eine Zulassung zu einem Doktoratsstudium, dessen Mindeststudien-
dauer weniger als drei Jahre beträgt, nicht mehr erfolgen. …

VIII. Teil 

Übergangs- und Schlussbestimmungen 

3. Abschnitt 
Studienrecht 

§ 124. (1) … (14) … 
(15) Ordentliche Studierende, die Doktoratsstudien betreiben, welche mit ei-

nem Arbeitsaufwand von mindestens 120 ECTS-Anrechnungspunkten vor dem In-
Kraft-Treten des § 54 Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 74/2006 eingerichtet wurden, sind berechtigt, diese Studien bis längstens 
30. November 2017 nach diesen Vorschriften abzuschließen. Ab dem Studienjahr 
2009/10 darf eine Zulassung zu einem Doktoratsstudium, dessen Mindeststudien-
dauer weniger als drei Jahre beträgt, nicht mehr erfolgen. …

4. Abschnitt 

Überleitung des Personals 
Beamtinnen und Beamte des Bundes 

§ 125. (1) … (14) … 

4. Abschnitt 

Überleitung des Personals 
Beamtinnen und Beamte des Bundes 

§ 125. (1) … (14) … 
(15) Soll eine Universitätsdozentin oder ein Universitätsdozent an jener Uni-

versität, der sie oder er zur Dienstleistung zugewiesen ist, in ein Arbeitsverhältnis 
als Universitätsprofessorin oder Universitätsprofessor gemäß §§ 97 ff aufgenom-
men werden, ist die Anwendung des § 160 BDG 1979 zulässig. Im Falle der Ge-
währung einer Freistellung unter Beibehaltung der Bezüge gelten aus dem Ar-
beitsverhältnis gebührende, den fortgezahlten Bezug übersteigende Leistungen als 
Entgelt.

Interessenvertretung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der Univer-
sität 

§ 135. (1) … (2) … 
(3) An jeder der in § 6 Z 1 bis 21 genannten Universitäten ist je ein Betriebs-

rat für das wissenschaftliche und künstlerische sowie für das allgemeine Universi-
tätspersonal nach den Bestimmungen der §§ 50 ff ArbVG zu wählen. Die Ärztin-
nen und Ärzte gemäß § 94 Abs. 3 Z 5 und Z 6 sind zum Betriebsrat für das wis-
senschaftliche und künstlerische Personal aktiv und passiv wahlberechtigt. Gemäß 

Interessenvertretung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der Univer-
sität 

§ 135. (1) … (2) … 
(3) An jeder der in § 6 Z 1 bis 21 genannten Universitäten ist je ein Betriebs-

rat für das wissenschaftliche und künstlerische sowie für das allgemeine Universi-
tätspersonal nach den Bestimmungen der §§ 50 ff ArbVG zu wählen. Die Ärztin-
nen und Ärzte gemäß § 94 Abs. 3 Z 5 sind zum Betriebsrat für das wissenschaftli-
che und künstlerische Personal aktiv und passiv wahlberechtigt. Gemäß § 22a des 
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§ 22a des Behinderteneinstellungsgesetzes (BEinstG), BGBl. Nr. 92/1970, sind 
Behindertenvertrauenspersonen zu wählen. 

(4) … (9) …

Behinderteneinstellungsgesetzes (BEinstG), BGBl. Nr. 92/1970, sind Behinder-
tenvertrauenspersonen zu wählen. 

(4) … (9) …
In-Kraft-Treten und Außer-Kraft-Treten von Rechtsvorschriften 

§ 143. (1) … (35) … 
In-Kraft-Treten und Außer-Kraft-Treten von Rechtsvorschriften 

§ 143. (1) … (35) … 
(36) Kollegialorgane und Gremien, die am 1. März 2015 konstituiert sind, 

gelten bis zum Ende ihrer Funktionsperiode im Hinblick auf § 20a als gesetzes-
konform zusammengesetzt.
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